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Reinhard Fricke

vds- Verband Sonderpädagogik

Landesverband Niedersachen e. V.

Kurzvortrag zum „Tag für Menschen mit Behinderungen“ am 03.12.2008 im Nds. Landtag in Hannover  zum Thema „Teilhabe im Bildungswesen“

- Es gilt das gesprochene Wort! -

Sehr geehrter Herr Landtagspräsident Dinkla,

sehr verehrte Frau Sozialministerin Ross-Luttmann,

sehr geehrter Herr Landesbeauftragter Finke, 

meine Damen und Herren,

Der Begriff der Teilhabe ist verbindend für alle Beiträge des heutigen Tages und er 

wird in den verschiedenen Bereichen unterschiedliche Akzentuierungen erfahren.

Für den Bildungsbereich verknüpfe ich ihn mit einer Forderung, die das Universelle von Bildung in den Mittelpunkt stellt und nicht das Segmentierende und Ausschließende.

Nicht zufällig wurde diese Forderung einem von der Universität Heidelberg unterstützten Forschungsprojekt  vorangestellt, in dem in den Jahren 2000 bis 2004 die "Bildungsrealität von Kindern und Jugendlichen mit schweren und mehrfachen Behinderungen" untersucht wurde.

 In der Einleitung des Forschungsberichts wird auf das Postulat von Johann Amos COMENIUS (1592-1670) Bezug genommen:

Alle Kinder alles auf allumfassende Weise zu lehren.

 (Omnes Omnia Omnina Docere).

Die einstmals revolutionäre Forderung nach umfassender und unbeschränkter Bildung können wir heute mit den aktuellen  Begriffen des uneingeschränkten Zugangs und der wirksamen Teilhabe schlüssig verbinden. Und wir stellen dabei fest, dass diese fünf Jahrhunderte alte pädagogische Aufgabe immer noch eine Herausforderung darstellt.

Lassen Sie uns gemeinsam einen Blick darauf werfen,

· auf welchen Grundlagen

· auf welche Weise und mit welchen Fortschritten und

· mit welcher Entwicklungsperspektive

sich das Land Niedersachsen diesen Herausforderungen stellt.
Zu den Grundlagen, die auf  internationaler, nationaler, landesweiter und regionaler Ebene wirksam sind,  gehören unter anderen:

1. Die Erklärung der UNESCO-Weltkonferenz "Pädagogik für besondere Bedürfnisse: Zugang und Qualität", vom Juni 1994 im spanischen Salamanca mit der Aufforderung an  die Regierungen :

· auf Gesetzes- bzw. politischer Ebene das Prinzip integrativer Pädagogik anzuerkennen und alle Kinder in Regelschulen aufzunehmen, außer es gibt zwingende Gründe, dies nicht zu tun,
2. Die KMK-Empfehlungen zur sonderpädagogischen Förderung, in denen im selben Jahr eine vorrangig personenbezogene und nicht eine institutionenbezogene Sichtweise sonderpädagogischer Förderung  zum Ausdruck wurde. Bis zum Jahr 2000 wurden ergänzend zu dem Grundlagenpapier Empfehlungen zu den einzelnen Förderschwerpunkten erarbeitet.
3. Das Diskriminierungsverbot des  Grundgesetzes  im Art. 3 Abs. 3 Satz 2 (1994)

4. Die Priorität für  integrative Beschulung, die im  § 4 NSchG  seit 1993 verankert ist.

5. Die Rahmenplanung „Lernen unter einem Dach“ , die das Land Niedersachsen im Jahr 1998 vorlegte, in der die Entwicklung von Regionalen Integrationskonzepten initiiert wurde, die seit dem Jahr 2003 als  Regionale Konzepte kontinuierlich weiterentwickelt werden und eine schrittweise Ausweitung des gemeinsamen Unterrichts vorsehen.
6. Der Erlass „Sonderpädagogische Förderung“ von 2005, in dem die Pluralität der Förderorte ausgeführt wird, mit Integrationsklassen, Kooperationsklassen, Mobilen Diensten, sonderpädagogischer Grundversorgung und einem System von Förderschulen für die verschiedenen  Förderschwerpunkte und in den der Nachteilsausgleich verbindlich für den schulischen Bereich aufgenommen wurde..

Diese Grundlagen werden gewiss eine Bekräftigung durch die anstehende und zu Ratifizierung des Übereinkommens der Vereinten Nationen über die Rechte von Menschen mit Behinderungen vom 13. Dezember 2006 erfahren, die am 24. November dieses Jahres in der öffentlichen Anhörung im Deutschen Bundestag war. 
Im Artikel 24 wird eine inklusive Bildung mit dem Ziel gefordert, für alle Menschen eine wirkliche Teilhabe am Bildungsangebot einer freien Gesellschaft zu ermöglichen. Darüber hinaus steht inklusive Bildung hier für Vielfalt, Toleranz, Respekt und Chancengleichheit als Basis des Zusammenlebens aller Menschen.

Diese Rahmenbedingungen und die vorgesehene Pluralität der Förderorte stellen doch theoretisch und in ihren Absichtserklärungen  sicherlich eine tragfähige und ausbaufähige Grundlage für eine gesicherte und uneingeschränkte Teilhabe am Bildungswesen dar.

Machen wir also den zweiten Schritt und sehen uns die praktische Umsetzung zuerst einmal in Zahlen an:

Es ist festzustellen, dass bundesweit bei immer mehr Kindern und Jugendlichen ein sonderpädagogi​scher Förderbedarf festgestellt wird . 1999 waren es fünf Prozent, 2006 waren es beinahe sechs Prozent aller Schülerinnen und Schüler, 484.346 Kinder und Jugendliche nach Angaben des Sekretariats der KMK von 2007.
Wie sieht es in Niedersachsen aus?  Das Bild ist sehr ambivalent, wenn nicht widersprüchlich :

· In Niedersachsen ist der Anteil von Schülerinnen und Schülern mit festgestelltem sonderpädagogischem Förderbedarf geringer als der Durchschnitt in den Bundesländern. Mit 4,5 % weist Niedersachsen gemeinsam mit Rheinland-Pfalz (4,4 %) eine sehr geringe Quote auf. In Mecklenburg-Vorpommern, dem Bundesland mit der höchsten Quote, sind es 10,9 %.

In der integrativen Förderung hingegen ist Niedersachsen mit 4,7% Schlusslicht. Länder wie Bremen und  Schleswig-Holstein erreichen deutliche höhere Integrationsquoten von einem Drittel und mehr, auch Baden-Württemberg kommt auf gut 25 %. Auch wenn die z.T. unterschiedliche Einbeziehung der sonderpädagogischen Organisationsformen in die statistische Erfassung der integrativ beschulten Schülerinnen und Schüler berücksichtigt wird, bleiben deutliche Unterschiede.
Und auch wenn der in Niedersachsen geringere Anteil der Schülerinnen und Schüler mit festgestelltem sonderpädagogischen Förderbedarf anerkennenswert ist, stellt das kein Ergebnis dar, mit dem man zufrieden sein könnte und das den Absichtserklärungen und Vorgaben in den aufgeführten Grundlagen wirklich entspräche.
· Die Entwicklung in den Förderschwerpunkten ist unterschiedlich. Im zahlenmäßig größten Förderschwerpunkt Lernen sind die Zahlen bei den Schülerinnen und Schülern mit sonderpädagogischem Förderbedarf stark rückläufig, seit dem Jahr 2003 um mehr als 20 %.
In den Förderschwerpunkten Emotionale und soziale Entwicklung, Geistige Entwicklung, Sprache und Sprechen steigen die Schülerzahlen hingegen zum Teil deutlich. 

· Und zum Schluss der Zahlenübersicht noch die Information, dass mittlerweile die Anzahl der Förderschullehrkräfte an Allgemeinen Schulen bei 696,8 sogenannten Vollzeitlehrereinheiten liegt. Ein Anstieg von 216,9 seit dem Jahr 2003, vor allem in der sonderpädagogischen Grundversorgung für die Förderschwerpunkte Lernen, Sprache und Sprechen und Emotionale und soziale Entwicklung.

Was kann man daraus als Erkenntnisse für eine wirksame Teilhabe im Bildungswesen ableiten?  Ich möchte nach den bisherigen Erfahrungen Gelingensbedingungen für Teilhabe formulieren . Dabei gehe ich von der Prämisse aus, dass der eingeschlagene niedersächsische Weg fortgesetzt werden soll :

· Präventive und früh einsetzende Förderung haben sich in der Grundversorgung und in der Sprachförderung als ein äußerst wirksames Mittel erwiesen, um eine Teilhabe am Bildungswesen zu sichern oder zu ermöglichen.
Frühe Förderung sollte bereits im Vorschulbereich angeboten werden. Von Seiten des Behindertenbeauftragten und von Schulärztinnen ist nachdrücklich darauf hingewiesen worden, dass auch bei der Bereitstellung von Krippenplätzen Kinder mit Behinderung selbstverständlich einzubeziehen sind. 


· Regionale Konzepte sind kontinuierlich weiterzuentwickeln und auszuweiten. Die  verantwortliche Einbeziehung der Schulträger und der Elternschaft der Allgemeinen Schule sind gute Schritte und können zur Verankerung des gemeinsamen Unterrichts in der Region nachhaltig beitragen.


· Die Beratungs- und Unterstützungssysteme zur Förderung von Schülerinnen und Schülern an der Allgemeinen Schule, die besonders im Bereich Emotionale und soziale Entwicklung tätig sind, sollten flächendeckend angeboten werden. Eine Ausdehnung in den Bereich der Förderung von Schülerinnen und Schüler mit Autismus-Spektrum-Störung ist dringend erforderlich. 

· Kooperationsklassen, die organisatorisch zu einer Förderschule zugeordnet sind und räumlich in eine Allgemeine Schule verlagert werden, eröffnen durch die räumliche Nähe und die zunehmende konzeptionelle Zusammenarbeit vielfältige Möglichkeiten der Zusammenarbeit und der gemeinsamen Gestaltung in Schulleben und  Unterricht.



· Das Angebot wohnortnaher inklusiver Beschulung muss bedarfsgerecht ausgebaut werden, um wirklich eine Pluralität der Förderorte sicherzustellen. Dazu gehören Aussagen zur inklusiven Beschulung im Schulprogramm jeder Allgemeinen Schule.
Der Weg für Eltern und ihre Kinder zur  gewünschten Schule darf nicht steinig und eng, sondern muss geebnet und offen sein.


· Die Förderschulen in Niedersachsen, die gesetzlich weiter vorgesehen bleiben, müssen so ausgestattet werden, dass sie mindestens den Standard der Allgemeinen Schule erreichen. Die Schülerinnen und Schüler, die diese Schule besuchen, benötigen meist noch mehr als andere Ganztagsbeschulung, verlässliche Unterrichtszeiten und sozialpädagogische Unterstützung. Pluralität der Förderorte bedeutet auch gleiche Rahmenbedingungen in allen Organisationsformen. Veränderungen der Schulstruktur dürfen niemals zu Lasten von Schülerinnen und Schülern vorgenommen werden.


· Eltern und Erziehungsberechtigte sind in den Prozess der Förderplanung als Experten für ihre Kinder kontinuierlich einzubeziehen und bringen ihre Kenntnisse und Erwartungen ein.
 Im Gemeinsamen Unterricht sind alle Pädagoginnen und Pädagogen für die Umsetzung der Förderpläne zuständig. Sonderpädagogische Diagnostik dient der Bestimmung der Lernausgangslage, bildet die Grundlage für eine transparente Förderplanung, in der die nächsten Handlungsziele bestimmt werden.

· Die möglichst frühzeitige Heranführung von jungen Menschen mit sonderpädagogischem Förderbedarf an das Berufs- und Arbeitsleben ist eine zentrale Aufgabe. Hier ist allerdings festzustellen, dass das neue Fachkonzept der Bundesagentur für Arbeit „Berufsvorbereitende Bildungsmaßnahmen“, das an die Stelle von Förderlehrgängen getreten ist, und die „Handlungsprogramme im Bereich der Beruflichen Rehabilitation und der Vermittlung von schwerbehinderten Menschen“ den 
Bedürfnissen von jungen Menschen mit Behinderung nicht angemessen entsprechen.

Lassen Sie mich im dritten Schritt einige  mögliche Entwicklungsperspektiven aufzeigen:

· Das System sonderpädagogischer Förderung im Gemeinsamen Unterricht muss auf der Grundlage einer Dekategorisierung ausgebaut und fortentwickelt werden,.  Die Zuweisung notwendiger Ressourcen darf nicht von einer Etikettierung abhängig gemacht werden.
Es ist nicht zulässig  „Menschen definierbaren Kategorien (behindert/ nicht be​hindert ...) zuzuweisen und davon das Handeln ihnen gegenüber abhängig zu machen.“, wie es in den Ergebnissen des eingangs erwähnten Forschungsprojekts heißt. 


· Dazu muss die Ausbildung der Lehrkräfte an allen Allgemeinen Schulen obligatorisch auf den gemeinsamen Unterricht und die Entwicklung einer inklusiven Schule vorbereiten. Für Schulen, die sich in diese Richtung bewegen, sind Fort- und Weiterbildungsmöglichkeiten vorzuhalten, wie sie zeitweise für sogenannte Tandems aus Lehrkräften der Allgemeinen Schule und Sonderpädagoginnen und Sonderpädagogen, die im Gemeinsamen Unterricht kooperieren, angeboten wurden.


· Der Erhalt und der Ausbau eines hohen professionellen Standards der sonderpädagogischen Ausbildung ist dabei notwendig. Diese Forderung dient nicht der  Festigung sonderpädagogischer Institutionen.  Vielmehr wird mit der Erweiterung des Gemeinsamen Unterrichts immer deutlicher:
Je komplexer und vielfältiger die Anforderungen und Einsatzorte, desto höhere und umfassendere Kompetenzen werden von Sonderpädagoginnen und Sonderpädagogen erwartet.

· Das Ziel muss sein, dass Eltern und Erziehungsberechtigte die Organisationsform der sonderpädagogischen Förderung  auswählen können, die sie für ihr Kind als bestmögliche ansehen. Sie werden dabei vom zuständigen Förderzentrum und der Allgemeinen Schule beraten und unterstützt. Dazu müssen selbstverständlich flächendeckend alle Organisationsformen der sonderpädagogischen Förderung angeboten werden. 

Lassen sie mich zwei Punkte zum Schluss betonen:


1. Voraussetzung für die Entwicklung inklusiver Bildungsangebote ist ein Bildungssystem, das insgesamt auf umfängliche gemeinsame Lernerfahrungen  und Durchlässigkeit setzt.

2. Der Schlüssel zur inklusiven Bildung liegt bei den Allgemeinen Schulen. Das Förderzentrum kann den Entwicklungsprozess maßgeblich unterstützen, er muss jedoch von der Allgemeinen Schule ausgehen, die sich allen Schülerinnen und Schülern öffnet und diese Herausforderung als Chance für ihre Schulentwicklung begreift. Der Index für Inklusion beschreibt die Bausteine dieser Entwicklung sehr konkret. Inklusi​ve Schulen  passen ihre Entwicklung den unterschiedlichen Bedürfnissen und Voraussetzungen aller Schülerinnen und Schüler an, sie verlangen es nicht umgekehrt.

Wer die Forderung erfüllen will, allen Kinder alles auf allumfassende Weise zu lehren, muss sich für eine Schule einsetzen, die jedes Kind, jeden Jugendlichen und jeden jungen Erwachsenen selbstverständlich zur Teilhabe an ihrem Bildungsangebot willkommen heißt - mit Offenheit und Wertschätzung, Interesse für seine Bedürfnisse und Freude über die Bereicherung, die die Schulgemeinschaft durch Vielfalt und Unterschiedlichkeit erfährt.
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